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Antrag 0904/2010/1 zur Sitzung Stadtrat am 30.06.2010 

 

Familien stärken - Umfassendes Konzept für den Ausbau der 

Kinderbetreuung (CDU) 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Ab dem Sommer 2010 haben Zweijährige in Rheinland-Pfalz einen Rechtsanspruch auf 
einen Platz in einer Kindertagesstätte. Ab dem Kindergartenjahr 2013/2014 haben zudem 
bereits Einjährige nach dem Kindergartenförderungsgesetz einen Rechtsanspruch auf ei-
nen Betreuungsplatz.  
 
Damit dieser Rechtsanspruch frühzeitig erfüllt wird, bitten wir die Verwaltung: 
 

1. Unabhängig vom Kindertagesstättenbedarfsplan ein Konzept vorzulegen, wie gera-
de auch der Rechtsanspruch für die unter zweijährigen Kinder ab 2013/ 2014  erfüllt 
werden kann und aufzuzeigen 

2. in welchen städtischen Einrichtungen Kapazitäten vorhanden sind bzw. geschaffen 
werden können, 

3. wie freie Träger zur Schaffung zusätzlicher Plätze beitragen können und zugleich 
frühzeitig mit den Trägern zu verhandeln,  

4. welche Elterninitiativen ggf. Umstrukturierungen planen, 
5. wie zusätzlich Plätze bei Tageseltern geschaffen werden können, 
6. welche Maßnahmen ergriffen werden, um die Ausbildungskapazitäten für Tagesel-

tern und bei Erziehern bzw. Erzieherinnen zu erhöhen, 
7. sowie die finanziellen Auswirkung des Ausbaus darzustellen.    

 
 

 
Begründung: 
 
Mainz hat bis heute mit fraktionsübergreifender Mehrheit große Anstrengungen unter-
nommen, um den Ausbau der Kinderbetreuung voran zu bringen. Gleichwohl fehlen auch 
hier noch Plätze, gerade um den Rechtsanspruch für die Zweijährigen ab Sommer 2010 
zu erfüllen. Dies stellt die Eltern vor Schwierigkeiten. Ab dem Jahr 2013 kommt nach dem 
Kindergartenförderungsgesetz zudem der Anspruch für die Unter-Zweijährigen (U2) hinzu. 
Um zu vermeiden, dass die im Kindergartenjahr 2013/2014 zu erwartenden erheblichen 
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Engpässe bei der Betreuung der Unter-Zweijährigen auftreten, sollte frühzeitig ein tragfä-
higes, langfristiges Konzept erstellt werden. 
 
Eine nähere Begründung erfolgt mündlich. 
 

 

 

 

Dr. Andrea Litzenburger 

Fraktionsvorsitzende 
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